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Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

wir Ubersenden lhnen neben dem
Jahresregister fir 2015 auch das
zweite Funfjahresregister aus dem
Zeitraum 2011 bis 2015. Bei der
Erstellung der Register produziert
man als unfreiwilliges Nebenpro-
dukt auch immer ein Stiick weit eine
Statistik. Es ist absehbar, wo sich
Schwerpunkte der Gerichte hin
verlagern. Freilich veréffentlichen
wir auch etwas mehr zu aktuellen
Brennpunkten. Bei BGH-
Entscheidungen ist der Vorrat
indessen begrenzt. Vergleicht man
die beiden Finfjahresregister, fallen
doch schon ein paar ganz interes-
sante Anderungen auf. So ist der
Hype der Betriebskostenstreitigkei-
ten erfreulicherweise gebrochen. Im
Flinfjahreszeitraum 2006 bis 2010
berichteten wir von 57 BGH-
Entscheidungen zum Betriebskos-
tenrecht. In den fiinf Jahren danach
waren es 33, wovon nur noch 6 auf
2014 und eine (!) auf das Jahr 2015
entfiel. Hier ist Vieles geklart und

Kurze Meldungen

Thirringen hebt Grunderwerbs-
steuer an

Thiiringen hat sich entschlossen,
die Grunderwerbssteuer anzuhe-
ben. Mit Gesetz vom 21.12.2015
hat der Thiringer Landtag eine
Erhéhung der Grunderwerbssteuer
von 5,0 % auf 6,5 % beschlossen.
Das Gesetz tritt zum 1.1.2017 in

Kraft.

Widerrufsrecht fiir Darlehensalt-
vertriage endet zum 21.06.2016

Die sog. Wohnkreditrichtlinie wird
am 21. Marz 2016 in Kraft treten.
Danach kdénnen Darlehensaltvertra-
gen maximal noch bis 21. Juni 2016
widerrufen werden.

Keine durch
Bauldrm

Der Bundesgerichtshof hatte mit
Urteil vom 29.4.2015 (VIlI ZR

Mietminderung
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auch in dieser Ausgabe findet sich
eine erfreuliche Entscheidung in
Richtung Vereinfachung. Das gleiche
Bild zeichnet sich in Bezug auf die
Mietflache. 2006-2010: 8 Entschei-
dungen, 2011-2015 noch ganze 2
Entscheidungen. Auch beachtlich
sind die Veranderungen zur Schon-
heitsreparaturklausel. In den ersten
5 Jahren wurden 27 Entscheidungen
gefdllt und in den nachsten finf
Jahren noch gerade 11, ehe die
Klausel nach dem Karlsruher Kugel-
hagel nur noch als Vogelscheuche
taugt. Der XIl. Zivilsenat steigerte
seinen ,output” von 32 auf 42
Entscheidungen zum Gewerbemiet-
recht. Der V. Zivilsenat war konstan-
ter. Zwar wurde die Menge an
Entscheidungen von 54 auf 71
gesteigert. Dabei muss aber beach-
tet werden, dass durch die WEG-
Novelle mit Wirkung zum 1.7.2007
der Instanzenzug gedndert wurde
und davor der BGH nur zustandig
war, wenn ein OLG von der Recht-

197/14 — ZIV 2015, 32) entschie-
den, dass Kinderlarm infolge einer
Umfelddnderung in bestimmten
Konstellationen den Mieter nicht
zur Mietminderung berechtigt. Das
Landgericht Minchen | hat nun-
mehr im Urteil vom 14.1.2016 an
diese Rechtsprechung anknipfend
entschieden, dass die formulierte
Einschrdankung auch bei Baularm
durch eine GroRbaustelle einschla-
gig sei (31 S 20691/14, IBRRS 2016,
139).

Anordnungsbeschluss Zwangsver-
waltung und Herausgabe der
Wohnung

Nach einem Urteil des BGH vom
18.12.2015 begriindet die unbe-
schrankte Anordnung der Zwangs-
verwaltung keinen Anspruch gegen
den Wohnrechtsinhaber auf Her-
ausgabe der Wohnung nach § 985
BGB. Die Bestellung gewdhre dem

sprechung eines anderen OLG's
abweichen wollte. Nun gelangt man
direkt vom Landgericht zum Bun-
desgerichtshof. Im nachsten 5-
Jahres-Zeitraum, den wir nunmehr
beginnen werden, ist mit noch mehr
Entscheidungen zu rechnen, da am
Jahresende die Befristung des
Ausschlusses der Nichtzulassungs-
beschwerde ausgelaufen ist. Wir
sind gespannt, was alles auf uns
wartet. Die ersten interessanten
Rechtsentwicklungen  bekommen
Sie in dieser ersten Ausgabe prasen-
tiert. Die Neuerungen belaufen sich
gar nicht selten darauf, dass die
bisherige Rechtsprechung vom BGH
aufgegeben wird. Nichts wahrt
ewig. In diesem Sinne wiinschen wir
wie immer eine interessante Lekti-
re.

Es griiRt herzlich
lhr Anwalt

Heinz G. Schultze

Zwangsverwalter nur einen Her-
ausgabeanspruch gegeniiber einem

unrechtmaBigen Besitzer (V__ZR
191/14).
Gestohlene  Einbaukiiche und

Mietminderung

Nach einem Urteil des LG Miinchen
| vom 4.8.2015, ist ein Mieter auch
dann zur Minderung der Miete

berechtigt, wenn die im Keller
gelagerte Einbaukliche des Vermie-
ters gestohlen wird. Vereinba-

rungsgemall nutzte der Mieter
seine eigene anstatt der Einbauki-
che des Vermieters. Das Gericht
fuhrte aus, dass die Sollbeschaffen-
heit der Mietsache durch den
Diebstahl tangiert sei. Unerheblich
sei, dass subjektiv keine Nutzungs-
einschrankung vorlage (63 S
378/14, IBRRS 2016, 0233).


http://www.bundesgerichtshof.de/
http://www.bundesgerichtshof.de/
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BGH gibt Rechtsprechung zur konkludenten Beschaffenheitsvereinbarung auf
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Die Eigentlimer eines im Jahre
2003 errichteten Einfamilien-

hauses in Niedersachsen ent-
schieden sich, ihr Haus zu ver-
dullern. Sie bewarben es im

Internet mit einem Exposé, in
dem eine Wohnflache von 200
m? angegeben war. Daneben
sollte es eine Nutzungsflache
von weiteren 15m? geben.
Nachdem sich erste Interessen-
ten meldeten, wurden diesen
auf Nachfrage auch Grundriss-
plane der einzelnen Stockwerke
Ubermittelt. Diese Plane wiesen
in der Addition unter Berick-
sichtigung einer Dachterrasse
eine Flache von insgesamt 215,3
m?2 aus.

Mit notariellem Vertrag vom
18.12.2009 erfolgte der Verkauf
des  Einfamilienhauses. Im
Kaufvertrag waren die Gewahr-

leistungsrechte  der  Kaufer
wegen Sachmangeln ausge-
schlossen. Spater lieRen die

Kaufer die Flachen des Hauses
von ihrem Architekten nach-
messen. Der Architekt ermittel-
te unter Zugrundelegung der
Wohnflachenverordnung eine
Fliche von nur 171,74 m?. Die
Kaufer begehrten eine Minde-
rung des Kaufpreises. Nachdem
keine Einigung erzielt werden
konnte, klagten die Kaufer einen

Minderungspreis von 66.411 €
zzgl. Zinsen ein und forderten
daneben weitergehenden Scha-
densersatz infolge zu hoher
Grunderwerbssteuer von rund
2.300 €, zu viel gezahlter Bank-
zinsen von rund 7.200 € sowie
vorgerichtlicher Anwaltskosten
von rund 2.600 €, in Summe
rund 78.500 €. Die Kaufer unter-
lagen in allen drei Instanzen.

Der Bundesgerichtshof flihrte im
Urteil vom 6.11.2015 aus, dass
die Kaufer wegen eines Sach-
mangels nach § 434 ff. BGB nur
dann Anspriiche gegen die
Verkdufer hatten, wenn die
Flachenangaben als Beschaffen-
heitsvereinbarung  Teil  der
kaufvertraglichen Abreden
wurden. Dies konne durch
ausdriickliche vertragliche
Vereinbarung geschehen (§ 434
Abs. 1 Satz 1 BGB) oder durch
offentliche  AuBerungen des
Verkdufers (§ 434 Abs. 1 Satz 3
BGB) hinsichtlich einer bestimm-
ten GrolRe der Wohnflache.

Eine offentliche AuRerung in
diesem Sinne (§ 434 Abs. 1 Satz
3 BGB) erkannte der V. Zivilse-
nat nicht in den Angaben im
Exposé bzw. den Angaben im
Internet. Da die Grundflache der
Raumlichkeiten die Flache von
200 m? umfasse, sei die Angabe
nicht falsch. Eine bestimmte
Berechnungsmethode sei nicht
angegeben worden. Im Kaufver-
trag (§ 434 Abs. 1 Satz 1 BGB)
seien diese Angaben nicht zur
Vertragsvereinbarung erhoben
worden.

SchlieRlich sei durch die Uber-
gabe der Plane auch keine

konkludente Flachenvereinba-
rung erfolgt. Grundsatzlich sei
es zwar denkbar, dass sich aus
den Umstdnden der Vertrags-
verhandlungen eine schliissige
Einbeziehung von Baupldnen
oder sonstigen Beschreibungen
der Kaufsache ergdbe (BGH-
Urteil vom 19.12.2012, VIIl ZR
96/12 — ZIV 2013, 82). In diesen
Fallen kdnne sich der Verkaufer
auch nicht auf einen allgemei-
nen Haftungsausschluss beru-

fen. In der Instanzrechtspre-
chung sei umstritten, unter
welchen Voraussetzungen
AuBerungen des Verkiufers

Uber bestimmte Eigenschaften
der Kaufsache eine Beschaffen-
heitsvereinbarung  begrinden
konnten. Der BGH entschied die
Rechtsfrage nunmehr dahinge-
hend, dass verkduferseitige
Informationen Uber Eigenschaf-
ten der Kaufsache von den
beurkundeten Eigenschaften zu
unterscheiden seien. In dem
beurkundungsbediirftigen

Geschaft seien alle Erklarungen
in den Vertrag aufzunehmen,
die Rechtswirkungen erzeugen
sollen. Es sei daher nicht anzu-
nehmen, dass die Parteien eine
solche Bindung wollten, wenn
bestimmte Erklarungen nicht in
der Urkunde aufgenommen
wurden. Diese Auslegung sei
auch geboten, weil nach der
Rechtsprechung des Bundesge-
richtshofes im Zweifel der
Auslegung der Vorzug gebiihre,
der die Nichtigkeit des Rechts-
geschifts vermeide (BGH-Urteil
vom 26.9.2002, | ZR 44/00,
BGHZ 152, 153). Mit diesem
Auslegungsgrundsatz ware es
nicht vereinbar, eine konkluden-



te Beschaffenheitsvereinbarung
anzunehmen, die  mangels
Beurkundung die Nichtigkeit des
Grundstiickskaufvertrages  zur
Folge hatte, § 125 BGB. Eine
konkludente Einbeziehung der
Flachenangaben in den beur-

kundeten Kaufvertrag konne
daher nicht angenommen
werden.

Soweit dem Beschluss des V.
Zivilsenates vom 19.1.2012 (V
ZR 141/11) zu entnehmen sei,
dass durch vorvertragliche
Angaben des Verkaufers zur
Grole der Wohnflache in einem
Exposé eine konkludente Be-
schaffenheitsvereinbarung nach
§ 434 Abs. 1 Satz 1 BGB zustan-
de kdme, halte der Senat hieran
nicht mehr fest (Tz. 21).
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Schlieflich stiinden den Kaufern
auch kein Schadensersatzan-
spruch aus vorvertraglichem
Verschulden bei den Vertrags-
verhandlungen zu (§§ 280 Abs. 1
i.V.m. 241 Abs. 2, 311 Abs. 2
BGB), weil die Verkdufer in
Kenntnis der  Minderflache
hierliber nicht aufgeklart hatten.
Diese  moglichen  Anspriiche
wirden nicht durch Sachman-
gelanspriiche des Kaufers ver-
dréngt (BGH-Urteil vom
27.3.2009, V ZR 30/08 — ZIV
2009, 17). Den Verkaufer, der
Uber die GroRe der Wohnflache
durch Ubergabe von Grundriss-
zeichnungen mit MaRen und
Angaben zu den Raumgrofien
informiere, treffe keine weiter-
gehende Aufklarungspflicht.
Weitere Angaben dirfe auch ein
Kaufer nicht erwarten. Dem

stehe — zumindest im vorliegen
Fall — schon entgegen, dass eine
gesetzliche Bestimmung zur
Berechnung der Wohnflache
selbst genutzter Wohnhduser
nicht existiere. Die Anforderun-
gen an die Aufklarungspflichten
eines Immobilienverkaufers
wirden Uberspannt, wenn der
Verkdufer von sich aus weitere
Angaben zum Mess- und Be-
rechnungsmodus der angege-
benen Flachen machen miisste.
Hierzu sei der Verkdufer, der
nicht (ber besondere Fach-
kenntnisse verflige, i.d.R. gar
nicht in der Lage. Offen bleiben
konne, ob ein fachkundiger
Verkdufer (z.B. ein Immobilien-
makler) zu  weitergehenden
Informationen zu den Grundla-
gen der Flachenberechnung

verpflichtet sei (V ZR 78/14).

Zwei verschiedene Verjahrungsfristen im Bautragervertrag

Im Beschluss vom 16.2.2015
bestatigte das OLG Miinchen (9
U 3997/14) das Landgericht
Minchen durch Zurickweisung
der Berufung nach § 522 ZPO
mangels Erfolgsaussichten. In
Streit geraten waren restliche

Vergltungsanspriiche des
Bautragers. Der Bautragerver-
trag sei ein typengemischter
Vertrag aus Kauf- (Grundstiick,
gegf.  Altbauimmobilie)  und
Werkvertrag  (Bauleistungen).
Nur hinsichtlich des Kaufvertra-

ges gelte die lange Verjahrungs-
frist von 10 Jahren nach § 196
BGB. Die Anspriiche auf Werk-
lohn verjahrten dagegen schon
in der allgemeinen Frist nach 3
Jahren gemaR § 195 BGB (DNotl
vom 4.2.2016).

Wildes Parken auf einem gewerblichen Parkplatz

Im Urteil vom 18.12.2015 muss-
te sich der BGH abermals mit
Wildparkern  befassen.  Der
Parkplatzbetreiber bot in Re-
gensburg in einer Immobilie im
Obergeschoss entgeltlich Park-
platze an. Der Parkplatz war
nicht durch eine Schranke
gesichert. Vielmehr gab es
Hinweisschilder, die auf die
Entgeltlichkeit hinwiesen und
aufforderten, einen Parkschein
am Automaten zu erwerben und
den Parkschein im Auto auszu-

legen. Ferner wurde darauf
hingewiesen, dass Parken ohne
Parkschein oder eine Uber-
schreitung der Parkzeit von
mehr als 15 Minuten eine er-
hohtes Parkentgelt von 20 €
fallig werden lieR.

Der Parkplatzbetreiber fand
alsbald ein passendes Fahrzeug,
ermittelte den Halter und for-
derte diesen schriftlich auf, das
Parkentgelt von 20 € zu bezah-
len. Der Halter bezahlte nicht,

gab keine Auskunft, ob er das
Fahrzeug lenkte und gab auch
nicht die vom Parkhausbetreiber
geforderte, strafbewdahrte
Unterlassungserklarung ab.

Der Parkplatzbetreiber klagte
daraufhin auf Abgabe der straf-
bewdhrten Unterlassungserkla-
rung und verlor die ersten
beiden Instanzen. Erst die Revi-
sion zum BGH brachte einen
Erfolg.


http://www.bundesgerichtshof.de/
Server
Kommentar zu Text
§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist
Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre.

Server
Kommentar zu Text
§ 196 Verjährungsfrist bei Rechten an einem Grundstück
Ansprüche auf Übertragung des Eigentums an einem Grundstück sowie auf Begründung, Übertragung oder
Aufhebung eines Rechts an einem Grundstück oder auf Änderung des Inhalts eines solchen Rechts sowie die
Ansprüche auf die Gegenleistung verjähren in zehn Jahren.

Server
Kommentar zu Text
(2) Das Schuldverhältnis kann nach seinem Inhalt jeden Teil zur Rücksicht auf die Rechte, Rechtsgüter und
Interessen des anderen Teils verpflichten.

Server
Kommentar zu Text
§ 280 Schadensersatz wegen Pflichtverletzung
(1) Verletzt der Schuldner eine Pflicht aus dem Schuldverhältnis, so kann der Gläubiger Ersatz des hierdurch
entstehenden Schadens verlangen. Dies gilt nicht, wenn der Schuldner die Pflichtverletzung nicht zu vertreten
hat.

Server
Kommentar zu Text
(2) Ein Schuldverhältnis mit Pflichten nach § 241 Abs. 2 entsteht auch durch
1. die Aufnahme von Vertragsverhandlungen,
2. die Anbahnung eines Vertrags, bei welcher der eine Teil im Hinblick auf eine etwaige rechtsgeschäftliche
Beziehung dem anderen Teil die Möglichkeit zur Einwirkung auf seine Rechte, Rechtsgüter und Interessen
gewährt oder ihm diese anvertraut, oder
3. ähnliche geschäftliche Kontakte.


Die funf Bundesrichter des V.
Zivilsenates flihrten in ihren
Urteilsgriinden aus, dass der
Parkplatzbetreiber einen Unter-
lassungsanspruch nach § 862
Abs. 1 Satz 2 BGB habe. Richtig
sei, dass nicht jedes vertrags-
widrige Verhalten des Stell-
platzmieters eine verbotene
Eigenmacht darstelle. So ver-
hielte sich der Mieter, der den
vereinbarten  Mietzins nicht
bezahle, zwar vertragswidrig; er
beginge aber keine verbotene
Eigenmacht im Sinne des § 858
Abs. 1 BGB. Es entsprache auch
standiger Rechtsprechung des
BGH, dass dem Vermieter gegen
den Mieter, der die Mietsache
nach Beendigung des Mietver-
hédltnisses nicht zuriickgebe,
keine Besitzschutzanspriiche aus
§ 859 Abs. 1 BGB zustiinden. Bei
einem klassischen Mietverhalt-
nis sei die Besitzeinrdumung
durch den Vermieter unbedingt
geschuldet. Sie konne nicht
unter den Vorbehalt vertrags-

Notarhaftung wegen

Der BGH hat sich um Urteil vom
21.1.2016 mit der Haftung eines
Notars wegen einer unterlasse-
nen Aufklarung einer Vertrags-
partei auseinander gesetzt. Der
Bautragervertrag wies eine
sogenannte Fortgeltungsklausel
auf. Der Kaufer gab gegeniber
dem Bautrdger ein bindendes
und befristetes Vertragsange-
bot ab. Nach Ablauf der Bin-
dungsfrist sollte nicht wie in der
gesetzlichen Regelung vorgese-
hen, das Angebot in der Folge
unwirksam werden. Vielmehr
sollte das Angebot danach
unbefristet fortgelten und zwar
so lange, bis der Kaufer gegen-
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gemallen Verhaltens des Mie-
ters gestellt werden.

Bei einem Vertrag Uber die
kurzzeitige Nutzung eines je-
dermann zugdnglichen privaten
Parkplatzes sei dies indessen
anders zu beurteilen. Eine
unbedingte Besitzverschaffung
durch den Parkplatzbetreiber sei
nicht geschuldet. Mache dieser
das Parken von einem Entgelt
abhangig, begehe derjenigen
verbotene Eigenmacht, der sein
Fahrzeug abstellt, ohne sich
daran zu halten.

Der Fahrzeughalter sei zudem
als Zustandsstoérer verantwort-
lich. Zustandsstorer sei derjeni-
ge, der die Beeintrachtigung
zwar nicht verursacht habe,
durch dessen maRgeblichen
Willen der stérende Zustand
aber aufrecht erhalten werde
und ihm diese Storung auch
zurechenbar sei. Der Fahrzeug-
halter beherrsche die Quelle der
der Stoérung. Er kdénne dariber
entscheiden, wer das Fahrzeug

benutze. Er sei daher sachge-
recht, ihn als Halter die Stérung
auch anderer Fahrer zuzurech-
nen, wenn diese unberechtigt
parkten.

Schlieflich bestiinde auch die
fir die Unterlassungserklarung
notwendige Wiederholungsge-
fahr. Beim Verhaltensstorer
werde diese schon nach einem
ersten VerstoR angenommen.
Beim Halter als Zustandsstorer
sei dagegen nach einem VerstoR
die Wiederholungsgefahr nicht
indiziert. Er kdonne aber unter
dem Gesichtspunkt der Erstbe-
gehungsgefahr auf Unterlassung
in Anspruch genommen werden,
wenn er — wie hier — auf die
Aufforderung des Parkplatzbe-
treibers, den verantwortlichen
Fahrer zu benennen, schweigt.
Dieses Verhalten mache bei
wertender Betrachtung kiinftige
Besitzstorungen wahrscheinlich.
Dies genlige, um den Unterlas-
sungsanspruch als gegeben

anzunehmen (V__ZR 160/14).

Verwendung der sogenannten Fortgeltungsklausel

Uber dem Notar sein Angebot
widerruft.

Im Streit um restliche Kaufpreis-
raten berief sich einer der
Wohnungskaufer darauf, dass
ihm ein Schaden entstanden
sei, weil er nicht dariiber be-
lehrt wurde, dass die Regelung
unwirksam war und die An-
nahme des Bautragers rechtlich
in der Folge keine Annahme,
sondern seinerseits ein Angebot
war (§ 150 Abs. 1 BGB). In
Kenntnis dieser Umstande hatte
der Kaufer von der Durchfiih-
rung des Vertrags Abstand
genommen.

Der BGH verurteilte letztlich
den Notar im Urteil vom
21.1.2016. Nach § 17 Abs. 1
BeurkG habe der Notar den
Willen der Beteiligten zu erfor-
schen, den Sachverhalt zu
klaren und Uber die rechtliche
Tragweite des Geschifts zu
belehren. Der Notar habe in
allen Phasen seiner Tatigkeit
den sichersten Weg zu wahlen.
Als der Vertrag 2006 beurkun-
det wurde, gab es noch keine
einschlagige  Rechtsprechung,
die die beschriebene Fortgel-
tungsklausel  fir unwirksam
erklart hatte. Indessen hatte es
schon obergerichtliche und
hochstrichterliche  Rechtspre-
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http://www.bundesgerichtshof.de/
Server
Kommentar zu Text
§ 150 Verspätete und abändernde Annahme
(1) Die verspätete Annahme eines Antrags gilt als neuer Antrag.

Server
Kommentar zu Text
§ 859 Selbsthilfe des Besitzers
(1) Der Besitzer darf sich verbotener Eigenmacht mit Gewalt erwehren

Server
Kommentar zu Text
§ 858 Verbotene Eigenmacht
(1) Wer dem Besitzer ohne dessen Willen den Besitz entzieht oder ihn im Besitz stört, handelt, sofern nicht das
Gesetz die Entziehung oder die Störung gestattet, widerrechtlich (verbotene Eigenmacht).

Server
Kommentar zu Text
§ 862 Anspruch wegen Besitzstörung
(1) Wird der Besitzer durch verbotene Eigenmacht im Besitz gestört, so kann er von dem Störer die Beseitigung
der Störung verlangen. Sind weitere Störungen zu besorgen, so kann der Besitzer auf Unterlassung klagen.
(2) Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Besitzer dem Störer oder dessen Rechtsvorgänger gegenüber
fehlerhaft besitzt und der Besitz in dem letzten Jahre vor der Störung erlangt worden ist.


chung gegeben, die eine Be-
schrankung der Bindefristen
AGB-rechtlich fiir erforderlich
erachteten. Teilweise habe es
auch Fachartikel gegeben, die

Mietrecht
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ausfihrten, dass Fortgeltungs-
klauseln gegen § 308 Nr. 1 BGB
verstieBen. Es sei daher er-
kennbar gewesen, dass eine
Unwirksamkeit der Klausel in

Betracht kam. Hierauf habe der
Notar nicht hingewiesen (lll ZR
159/15).

BGH gibt Rechtsprechung zum unzulassigen Vorwegabzug auf

Die Vermieterin war Eigentime-
rin einer Wohnanlage in Bo-
chum, die aus mehreren Gebau-
den bestand. Sie rechnete die
Betriebskosten gegeniiber ihren
Mietern jeweils gebaudeweise
ab. Bei den Nebenkostenpositi-
onen Wasser, Abwasser und
Millabfuhr bestand die Beson-
derheit, dass die gesamte Anla-
ge Uber einen zentralen Miill-
platz und zwei Heizstationen mit
zentraler Warmwasseraufberei-
tung verfligte und die anderen
Hauser mitversorgte.

Die Vermieterin verteilte diese
Gesamtkosten auf die Hauser
nach dem Verhaltnis der Wohn-
flichen. Dieser Rechenschritt
war indessen aus den Betriebs-
kostenabrechnungen nicht
ersichtlich. Vielmehr setzte sie
den ermittelten Teilbetrag als
»Gesamtkosten” in die jeweilige
Abrechnung ein und verteilte
dann diese Kosten nach dem
jeweils anzuwendenden Kosten-
verteilungsschlissel.

Eine Mieterin verweigerte die
Nachzahlung von Betriebskosten
in Hohe von knapp 900 € fiir das
Wirtschaftsjahr 2011. Die Ver-
mieterin klagte auf Bezahlung
und verlor in beiden Instanzen,
weil die Abrechnung formell
rechtswidrig sei. Das Berufungs-
gericht liel die Revision zu.

Der Bundesgerichtshof ent-
schied mit Urteil vom 20.1.2016,
dass die Abrechnung keine
formellen Mangel aufwies.

Der Mietrechtssenat vertrete
die Auffassung, dass eine for-
mell ordnungsmaRige und damit
wirksame Abrechnung vorliege,
wenn die Anforderungen des §
259 BGB gewahrt seien, also
eine geordnete Zusammenstel-
lung von Einnahmen und Ausga-
ben enthalte. Genau erfordere
dies eine Zusammenstellung der
Gesamtkosten, die Angabe und
— soweit erforderlich — die
Erlduterung der zugrunde geleg-
ten Verteilerschlissel, die Be-
rechnung des Anteils des Mie-
ters und der Abzug der geleiste-
ten Vorauszahlungen (st. Recht-
sprechung BGH, Urteil vom
11.8.2010, VIII ZR 45/10, ZIV
2010, 67, Urteil vom
19.11.2008, VIl ZR 295/07 - ZIV
2008, 72, Urteil vom 9.4.2008,
VIII ZR 84/07 — ZIV 2008, 17,

Urteil vom 28.5.2008, VIl ZR
261/07 —ZIV 2008, 29).

Bisher habe der Senat allerdings
die , Gesamtkosten” nicht strikt
darauf beschrankt, dass nur die
jeweiligen Gesamtkosten ange-
geben werden missen, die in
der Abrechnungseinheit nach
der Abrechnung auf die Woh-
nung umgelegt werden mussen.
Vielmehr habe er vom Vermie-
ter ferner verlangt, auch dar-
Uber hinausgehende Kosten
anzugeben sowie den Rechen-
schritt zu erldutern, mit dem
sich letztlich die umzulegenden
Gesamtkosten ergeben hatten.
Diese Rechtsprechung (BGH-
Urteil vom 14.2.2007, VI ZR
1/06 — ZIV 2007, 13 (Vorwegab-
zug Hauswart), BGH-Urteil vom
11.8.2010, VIII ZR 45/10, ZIV
2010, 67 (Vorwegabzug Gewer-
be) wurde nunmehr vom BGH
ausdriicklich aufgegeben.

Der BGH habe in jlingster Zeit
die Anforderungen an die Erstel-
lung einer formell ordnungsma-
Rigen Betriebskostenabrech-
nung reduziert (Keine Angabe
von Vorauszahlungen ,0 €“,
BGH, Urteil vom 15.2.2012, VII
ZR 197/11 - ZIV 2012, 18, Keine
Angabe von Zahlerstanden,
BGH-Urteil vom 28.5.2008, VIiI
ZR 261/07, ZIV 2008, 29, Keine
Offenlegung der Berechnung
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des Jahresverbrauchs bei kalen-
derjahriibergreifender Abrech-
nung eines Versorgers, BGH-
Urteil vom 2.4.2014, VIII ZR
201/13 —7IV 2014, 31).

Letztlich ging es entscheidend
darum, die berechtigten Interes-
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sen von Mieter und Vermieter
unter  Berlicksichtigung des
Zwecks der Betriebskostenab-
rechnung in einen angemesse-
nen Ausgleich zu bringen. Der
Vermieter habe ein Interesse an
einer moglichst einfachen Ab-
rechnung mit geringem Verwal-

tungsaufwand, der Mieter habe
ein Interesse an einer (bersicht-
lichen Abrechnung, wobei ihm
die Moglichkeit offen stehe,
genauere Informationen im
Wege der Belegeinsicht zu

erhalten (VIII ZR 93/15).

Fehlerhafte Verbrauchserfassung genieBt Vorzug gegeniiber Flaichenverteilung

Dem BGH-Urteil vom 20.1.2016
lag ein Streitfall bzgl. einer
Heizkostenabrechnung zugrun-
de, der seinen Ausgang beim AG
Leipzig hatte und beim BGH
schlieRlich endete. In dem
betreffenden Mietshaus gab es
zwei Nutzergruppen. In einem
Teil der Wohnungen wurde der
Warmeverbrauch durch  War-
memengenzahler erfasst, in
einem anderen Teil der Woh-
nungen waren Heizkostenvertei-
ler installiert. Entgegen dem
Erfordernis nach § 5 HeizkV
unterliel es der Vermieter, fir
die jeweilige Nutzergruppe eine
Vorerfassung durchzufihren,
um dann diese Gesamtkosten
auf die Wohnungen der jeweili-
gen Nutzergruppe zu verteilen
(BGH-Urteil vom 16.7.2008, VIl
ZR 57/07 — ZIV 2008, 45).

Eine Mieterin, deren Betriebs-
kostenabrechnung einen Nach-
zahlungsbetrag von 810,37 €
auswies, nahm eine 15%ige
Kirzung bei dem Verbrauchs-
kostenanteil der Heizkosten vor
und bezahlte den noch verblei-
benden Differenzbetrag gleich-

wohl nur teilweise. Es verblieb
ein Saldo von knapp 250 €. Die
Vermieterin klagte vor dem
Amtsgericht Leipzig. Die Klage
blieb ebenso wie die gegen das
amtsgerichtliche Urteil gerichte-
te Berufung erfolglos. Das
Landgericht Leipzig vertrat die
Auffassung, dass es bei der
15%igen Kirzung nicht verblei-
ben kénne. Wenn und solange

keine  korrekte  Abrechnung
vorlage, sei der Vermieter
verpflichtet, eine nicht-

verbrauchsabhdngige  Abrech-
nung mit einer Kostenverteilung
nach dem Flachenverhadltnis
vorzulegen. Bis dahin sei die
Mieterin nicht zur Zahlung des
Differenzbetrages verpflichtet.

Diese Rechtsansicht sei unzu-
treffend, wie die Bundesrichter
in ihrem Urteil vom 20.1.2016
ausfihrten. Es sei fernliegend
anzunehmen, dass der Vermie-
ter eine neue Abrechnung
vorzulegen habe. Zweck der
Heizkostenabrechnung sei es,
das Verbrauchsverhalten der
Nutzer nachhaltig zu beeinflus-
sen und damit Energieeinsparef-

fekte zu erzielen (BT-Drucks.
570/08, S. 7, BGH-Urteil vom
19.7.2006, VIIl ZR 212/05 - ZIV
2006, 58). Den individuellen
Energieverbrauch zu erfassen,
sei mithin Kernforderung der
Heizkostenverordnung. Deshalb
sei jede den Verbrauch des
Nutzers einbeziehende Abrech-
nung, auch wenn diese nicht in
jedem Punkt der gesetzlichen
Vorgabe entsprache, einer nach
Wohnflachenverhaltnis erstell-
ten Abrechnung vorzuziehen.
Eine Ausnahme sei nur zu ma-
chen, wenn die streitige Ab-
rechnung das Nutzerverhalten
nicht wenigstens auch nur
annahrend abbilden kénne. Das
sei bei der zur Entscheidung
vorliegenden Abrechnung nicht
der Fall. Die fehlende Vorerfas-
sung flihre zu Ungenauigkeiten
zu Lasten der nicht vorerfassten
Nutzergruppe. Dies werde
jedoch kompensiert durch den
pauschalen Schadensersatzan-
spruch nach § 12 HeizkV, indem
ein  15%iges  Kilrzungsrecht

gewdhrt werde (VIII ZR 329/14).

Keine gewerbliche Zwischenmiete ohne Absicht der Gewinnerzielung

Die Mieter eines nach der Wen-
de reprivatisierten Mietshauses
in Berlin hatten eine Selbsthilfe-
genossenschaft gebildet, um

Fordergelder fir Sanierungs-
maBnahmen zu erhalten. Die
Genossenschaft mietete hierfir
das gesamte Haus von der

Eigentimerin fur 1,50€ /m? an.
Der Mietvertrag der Genossen-
schaft lief auf 20 Jahre und sah
das Recht vor, die bisherigen

6
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§ 5 Ausstattung zur Verbrauchserfassung
(1) Zur Erfassung des anteiligen Wärmeverbrauchs sind Wärmezähler oder Heizkostenverteiler, zur Erfassung
des anteiligen Warmwasserverbrauchs Warmwasserzähler oder andere geeignete Ausstattungen zu verwenden.
Soweit nicht eichrechtliche Bestimmungen zur Anwendung kommen, dürfen nur solche Ausstattungen zur
Verbrauchserfassung verwendet werden, hinsichtlich derer sachverständige Stellen bestätigt haben, dass sie den
anerkannten Regeln der Technik entsprechen oder dass ihre Eignung auf andere Weise nachgewiesen wurde.
Als sachverständige Stellen gelten nur solche Stellen, deren Eignung die nach Landesrecht zuständige Behörde
im Benehmen mit der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt bestätigt hat. Die Ausstattungen müssen für
das jeweilige Heizsystem geeignet sein und so angebracht werden, dass ihre technisch einwandfreie Funktion
gewährleistet ist.
(2) Wird der Verbrauch der von einer Anlage im Sinne des § 1 Absatz 1 versorgten Nutzer nicht mit gleichen
Ausstattungen erfasst, so sind zunächst durch Vorerfassung vom Gesamtverbrauch die Anteile der Gruppen
von Nutzern zu erfassen, deren Verbrauch mit gleichen Ausstattungen erfasst wird. Der Gebäudeeigentümer
kann auch bei unterschiedlichen Nutzungs- oder Gebäudearten oder aus anderen sachgerechten Gründen eine
Vorerfassung nach Nutzergruppen durchführen.
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§ 12 Kürzungsrecht, Übergangsregelung
(1) Soweit die Kosten der Versorgung mit Wärme oder Warmwasser entgegen den Vorschriften dieser
Verordnung nicht verbrauchsabhängig abgerechnet werden, hat der Nutzer das Recht, bei der nicht
verbrauchsabhängigen Abrechnung der Kosten den auf ihn entfallenden Anteil um 15 vom Hundert zu kürzen.
Dies gilt nicht beim Wohnungseigentum im Verhältnis des einzelnen Wohnungseigentümers zur Gemeinschaft
der Wohnungseigentümer; insoweit verbleibt es bei den allgemeinen Vorschriften.


Nutzer als Mieter fiir die Zeit
danach zu ortsiiblichen Konditi-
onen zu benennen. Die Mieter
ihrerseits mieteten von der
Genossenschaft zu Preisen von
knapp Uber 2€ /m?

Nach Ablauf der 20 — jahrigen
Bindung hatte die Immobilie
den Eigentliimer gewechselt. Die
Mieter der Genossenschaft
vertraten nunmehr die Auffas-
sung, der bestehende Mietver-
trag werde mit den neuen
Vermietern nach § 565 BGB zu
gleichen Konditionen fortge-
fihrt. Die Vermieter klagten auf
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Feststellung, dass zwischen
ihnen und den Nutzern kein
Mietverhaltnis bestehe. Die
Vermieter verloren die beiden
ersten Instanzen. Der BGH gab
ihnen am Ende aber Recht.

Im Urteil vom 20.1.2016 stellte
der VIII. Zivilsenat fest, dass die
Voraussetzungen fiir eine ge-
werbliche Zwischenmiete nach §
565 BGB und damit fir einen
Vertragseintritt nicht vorldagen.
Die gesetzliche Regelung forde-
re eine gewerbliche Weiterver-
mietung, die bei der Genossen-
schaft nicht vorlage. Die Weiter-

vermietung habe nicht der
Erzielung von Gewinnen ge-
dient. Die Interessenlage der
Parteien sei daher auch ver-
schieden. Der Zwischenmieter,
der mit der Weitervermietung
gemeinnitzige, karitative oder
adhnliche  Zwecke  verfolge,
schaffe andere Interessenlagen,
als der mit Gewinnerzielungsab-
sicht vermietende Zwischenmie-
ter. Auf das gesetzliche Tatbe-
standsmerkmal der gewerbli-
chen Zwischenvermietung
konne daher nicht verzichtet

werden (VIII ZR 311/14).

Zur Auslegung von Mietvertragsklauseln

Der BGH setzte sich im Urteil
vom 20.1.2016 mit der Frage
der Auslegung von Mietver-
tragsklauseln, die dem AGB-
Recht unterfallen, auseinander.
Die Mietvertragsparteien strit-
ten urspriinglich um einen
Nachzahlungsbetrag aus einer
Betriebskostenabrechnung. Der
schon 1980 geschlossene Miet-
vertrag wies folgende Regelung
auf: ,Spdtestens am 30.6. eines
jeden Jahres ist liber die voran-
gegangene Heizperiode abzu-
rechnen.” Die Abrechnung der
Vermieterin wurde demgegen-
Uber erst am 30.10. erstellt.
Amts- und Landgericht wiesen
die Klage wegen Verfristung ab.
Erst beim BGH hatte der Ver-
mieter Erfolg.

Die Karlsruher Bundesrichter
begriindeten die Aufhebung der
Instanzurteile mit einer unzu-
treffenden Auslegung der Miet-
vertragsklausel. Die Vorgerichte
seien zu Unrecht davon ausge-
gangen, dass die Fristversau-
mung des Vermieters zum
Ausschluss jeglicher Nachforde-

rungsmoglichkeit gefihrt habe.
Die gesetzliche Regelung zum
Nachforderungsausschluss beim
Fristversaumnis der gesetzlichen
Frist konne als Auslegungshilfe
nicht herangezogen werden. §
556 Abs. 3 BGB sei erst im
Rahmen der sogenannten gro-
Ren  Mietrechtsreform  zum
1.9.2001 geschaffen worden.
Zurzeit des Mietvertragsab-
schlusses galt die Regelung des
§ 4 Abs. 1 Satz 2 MHG, die keine
Frist kannte. Dort war nur gere-
gelt, dass jahrlich abzurechnen
sei und die Fristversaumung
hatte zudem keine Ausschluss-
wirkung.

Ferner erkannte der BGH nicht,
dass der vom Landgericht Berlin
angenommene ,strikte, verbind-
liche Wortlaut” fiir einen An-
spruchsausschluss spreche.
Ausgangspunkt fur die bei einer
Formularklausel gebotene
objektive, nicht am Willen der
konkreten Vertragspartner zu
orientierende Auslegung sei der
Wortlaut der Klausel. Nur wenn
die Parteien U(bereinstimmend

der Klausel eine von ihrem
objektiven Sinn abweichende
Bedeutung beimessen wirden,
sei dieser Sinn mal3geblich.

Verblieben nach Ausschopfung
aller  Auslegungsmoglichkeiten
noch immer Zweifel Uber den
Inhalt der Regelung, so komme
bei mehreren Verstiandnismog-
lichkeiten nach der in § 305 ¢
Abs. 2 BGB normierten Unklar-
heitenregelung, die fir den
Klauselverwender unginstigste
Regelung zur Anwendung. Bei
der Auswahl unter den ver-

schiedenen Verstandnismog-
lichkeiten der Klausel hatten
indessen  diejenigen  auBer

Betracht zu bleiben, die zwar
theoretisch denkbar, praktisch
aber fernliegend seien und fir
die an solchen Geschéaften
typischerweise Beteiligten nicht
ernsthaft in Betracht kdmen.

Unter Zugrundelegung dieser
Grundsatze sei kein Raum fir
die Anwendung einer Unklarhei-
tenregelung. Die Klausel sei
unter  Zugrundelegung  der
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§ 565 Gewerbliche Weitervermietung
(1) Soll der Mieter nach dem Mietvertrag den gemieteten Wohnraum gewerblich einem Dritten zu Wohnzwecken
weitervermieten, so tritt der Vermieter bei der Beendigung des Mietverhältnisses in die Rechte und Pflichten aus
dem Mietverhältnis zwischen dem Mieter und dem Dritten ein. Schließt der Vermieter erneut einen Mietvertrag
zur gewerblichen Weitervermietung ab, so tritt der Mieter anstelle der bisherigen Vertragspartei in die Rechte
und Pflichten aus dem Mietverhältnis mit dem Dritten ein.
(2) Die §§ 566a bis 566e gelten entsprechend.
(3) Eine zum Nachteil des Dritten abweichende Vereinbarung ist unwirksam.
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(3) Über die Vorauszahlungen für Betriebskosten ist jährlich abzurechnen; dabei ist der Grundsatz der
Wirtschaftlichkeit zu beachten. Die Abrechnung ist dem Mieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften
Monats nach Ende des Abrechnungszeitraums mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist ist die Geltendmachung
einer Nachforderung durch den Vermieter ausgeschlossen, es sei denn, der Vermieter hat die verspätete
Geltendmachung nicht zu vertreten. Der Vermieter ist zu Teilabrechnungen nicht verpflichtet. Einwendungen
gegen die Abrechnung hat der Mieter dem Vermieter spätestens bis zum Ablauf des zwölften Monats nach
Zugang der Abrechnung mitzuteilen. Nach Ablauf dieser Frist kann der Mieter Einwendungen nicht mehr geltend
machen, es sei denn, der Mieter hat die verspätete Geltendmachung nicht zu vertreten.
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§ 305c Überraschende und mehrdeutige Klauseln
(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die nach den Umständen, insbesondere nach dem
äußeren Erscheinungsbild des Vertrags, so ungewöhnlich sind, dass der Vertragspartner des Verwenders mit
ihnen nicht zu rechnen braucht, werden nicht Vertragsbestandteil.
(2) Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen gehen zu Lasten des Verwenders.


damaligen Sichtweise der Par-
teien so zu verstehen, dass der
Vermieter bei Versdumung der
Frist eine Vertragsverletzung
begehe, diese aber nicht mit
einer Ausschlusswirkung beziig-

WEG-Recht
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lich bestehender Nachforderun-
gen verbunden sei. Vielmehr
hatte die Vertragsverletzung zur
Folge, dass der Mieter die
laufenden Vorauszahlungen
zuriickbehalten koénne (§ 273

BGB) oder eine Riickzahlung der

noch  nicht abgerechneten
Vorauszahlungen verlangen
kdénne (BGH-Urteil vom

9.3.2005, VIll ZR 57/07 - ZIV
2008, 45), VIl _ZR 152/15.

Erstattungsanspriiche des Wohnungseigentiimers nach eigenmachtiger Instandsetzung

Die vorangehenden Entschei-
dungen des Bundesgerichtsho-
fes zur Abgrenzung von Gemein-
schafts- und Sondereigentum
haben in vielen Wohnungsei-
gentliimergemeinschaften Strei-
tigkeiten hervorgebracht. Dabei
stellte sich mitunter heraus,
dass InstandsetzungsmaRnah-
men vom jeweiligen Eigentliimer
anstatt richtigerweise von der
Gemeinschaft bezahlt wurden.
Mit einem &dhnlichen Konfliktfall
musste sich der V. Zivilsenat im
Urteil vom 25.9.2014 auseinan-
dersetzen.

Als die Immobilie 2003 in
Wohneigentum aufgeteilt wur-
de, bestand bereits ein erhebli-
cher Sanierungsstau. Die Ge-
meinschafter beschlossen daher
einen Sanierungsplan aufzustel-
len. Zur Klarung der technischen
Fragen beauftragten sie ein
Architekturbiiro. Im Sanierungs-
plan war u.a. vorgesehen, die
Kellerwdande zu sanieren und
trocken zu legen sowie die
Kellersohle zu sanieren. Wah-

rend die Kellerwdande saniert
wurden, stellte man die Bau-
malknahmen an der Kellersohle
zurtick, weil man abwarten
wollte, ob die durchfeuchteten
KellerauRenwdnde auch ohne
die Sanierung der Kellersohle
trocknen wiirden.

Eine Wohnungskauferin erwarb
eine Souterrainwohnung. Sie
lieR im Bereich ihrer Wohnung
die Kellersohle auf eigene Kos-
ten sanieren. Infolge der Sanie-
rung der Kellerwdande passten
die Wohnungseingangstiire und
die Zimmertiren nicht mehr; sie
kaufte daher auch neue Tiren.
Die neue Kellersohle verursach-
te Kosten von rund 17.500 €, die
neuen Tiren von rund 3.500 €.

Die Wohnungseigentimerin
beantragte auf einer Versamm-
lung, die ihr entstandenen
Sanierungskosten von  rund
21.000 € zu erstatten. Die Ubri-
gen Wohnungseigentliimer
lehnten den Beschlussantrag ab.
Die Miteigentimerin klagte auf
Bezahlung. Das Amtsgericht
Hamburg gab der Klage statt.
Die  Wohnungseigentiimerge-
meinschaft legte Berufung zum
LG Hamburg ein. Das amtsge-
richtliche Urteil wurde daraufhin
aufgehoben und die Klage
abgewiesen.  Gegen  dieses
Berufungsurteil wandte sich die

Wohnungseigentimerin mit der
zugelassenen Revision zum BGH.
Das Urteil hielt nur teilweise den
Angriffen der Revision stand.

Im Urteil vom 25.9.2015 fihrte
der BGH aus, dass das Landge-
richt Hamburg einen Anspruch

auf Erstattung der Arbeiten an
der Kellersohle zu Recht ver-
neint habe. Ein Anspruch auf
Ersatz dieser Kosten aus dem
Gesichtspunkt der Notgeschafts-
flihrung scheide aus. Nach § 21
Abs. 2 WEG sei zwar jeder
Wohnungseigentiimer berech-
tigt, ohne Zustimmung der
anderen bauliche MaBnahmen
zu treffen, die zur Abwendung
eines dem gemeinschaftlichen
Eigentum unmittelbar drohen-
den Schadens notwendig seien.
Dieses  Notgeschaftsflihrungs-
recht korrespondiere mit dem
des Verwalters nach § 27 Abs. 1
Nr. 3 WEG. Die NotmaBnahmen
ohne Beschluss der Wohnungs-
eigentimer dirften nur Mak-
nahmen umfassen, welche die
Gefahrenlage beseitigte. Sie
umfasse dagegen nicht die
Vornahme oder Beauftragung
von Arbeiten, die einer dauer-
haften Beseitigung der Schad-
desursachte dienten (BGH-Urteil
vom 18.2.2011, V ZR 197/10 -
ZIV 2011, 7). Das Notgeschafts-
fihrungsrecht des einzelnen
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§ 273 Zurückbehaltungsrecht
(1) Hat der Schuldner aus demselben rechtlichen Verhältnis, auf dem seine Verpflichtung beruht, einen fälligen
Anspruch gegen den Gläubiger, so kann er, sofern nicht aus dem Schuldverhältnis sich ein anderes ergibt, die
geschuldete Leistung verweigern, bis die ihm gebührende Leistung bewirkt wird (Zurückbehaltungsrecht).


Wohnungseigentliimers ging
nicht weiter. Dieser dirfe im
Gegenteil selbst nur tatig wer-
den, wenn er durch die Einschal-
tung des Verwalters die Behe-
bung der Notlage nicht errei-
chen konne (BGH-Urteil vom
10.4.2003, | X ZR 106/02, BGHZ
154, 387, 392, OLG Hamburg
OLGR 2007, 717, OLG Hamm
ZWE 2009, 369, 372).

Auch bestiinde kein Anspruch
aus  Geschaftsfihrung ohne
Auftrag nach §§ 677, 683 Satz 1,
670 BGB. Dieser Anspruch setze
voraus, dass die getroffene
Malnahme dem tatsdchlichen
oder mutmallichen Willen der
Wohnungseigentimer entspro-
chen habe. Davon kdnne keine
Rede sein, nachdem im Rahmen
des Sanierungsplans beschlos-
sen wurde, die Kellersohlensa-
nierung vorerst zurick zu stel-
len.

SchlieBlich bestiinde kein An-
spruch aus ungerechtfertigter
Bereicherung nach § 812 Abs. 1
BGB. Einigkeit bestiinde im
Wesentlichen dariber, dass der
Bereicherungsanspruch nicht
allein deswegen ausgeschlossen
sei, weil die vorstehenden
Anspruchsarten der Notge-
schaftsfihrung oder der Ge-
schaftsfihrung ohne Auftrag
nicht erfillt seien (OLG Ham-
burg, ZMR 2004, 137, 2007, 129,
OLG Frankfurt ZWE 2009, 123).
Ein Bereicherungsanspruch
kdame indessen nur in Betracht,
wenn die Malnahme ohnehin
hatte vorgenommen werden
missen. Lage diese Vorausset-
zung vor, richte sich der berei-
cherungsrechtliche Anspruch
gegen die Gbrigen Wohnungsei-
gentliimer, wenn die Malnahme
noch hatte beschlossen werden
missen (BGH-Urteil vom
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17.10.2014, V ZR 9/14 - ZIV
2014, 60) bzw. gegen die Woh-
nungseigentiimergemeinschaft
(BGH-Urteil vom 13.7.2012, V ZR
94/11 - ZIV 2012, 59, BGH-Urteil
vom 17.10.2014, V ZR 9/14 —
ZIV 2014, 60), wenn sie schon
beschlossen, aber noch nicht
umgesetzt war.

Diese Voraussetzungen seien
nur erfillt, wenn das Entschei-
dungsermessen auf Null redu-
ziert sei (BGH-Urteil vom
8.7.2011, V ZR 176/10, ZIV 2011,
49; BGH-Urteil vom 13.7.2012, V
ZR 94/11 — 7IV 2012, 59), wenn
also die (eigenméchtige) Mal-
nahme héatte beschlossen oder
nach bereits erfolgter Beschluss-
fassung hatte vorgenommen
werden missen. Zumindest
hinsichtlich der Beschlussfas-
sung fihrte der BGH aus, dass
die Reduzierung des Ermessens
auf Null einen Ausnahmefall
darstelle. Im Gegenzug habe der
Wohnungseigentimer als kom-
pensatorisches Element einen
Schadensersatzanspruch gegen
die Ubrigen Wohnungseigenti-
mer (BGH-Urteil vom
17.10.2014, V ZR 9/14 - 7IV
2014, 60).

Eine Bereicherung aufgrund
ersparter Aufwendungen lage
nicht vor, wenn das Ermessen
nicht reduziert sei, denn der
Verband bzw. die Wohnungsei-
gentlimer ersparten sich nicht
etwas, was sie nicht beschlieRen
bzw. durchfiihren missten.

Das Urteil des Landgerichts sei
indessen in Bezug auf die Erstat-
tung der Kosten der Innentiiren
nicht haltbar. Nach § 14 Nr. 4
WEG sei dem einzelnen Woh-
nungseigentiimer der Schaden
Zu ersetzen, der ihm dadurch
entstliinde, das er das Betreten

und die Benutzung der im Son-
dereigentum stehenden Gebau-
deteile gestatten misse, soweit
dies zur Instandsetzung und
Instandhaltung des gemein-
schaftlichen Eigentums erforder-
lich sei. Zu dem zu erstattenden
Schaden gehore auch die Ver-
schlechterung des Zustandes
des Sondereigentums. Nach
dem Vortrag der Wohnungsei-
gentlimerin sei diese Vorausset-
zung geben. Danach mussten
die Tiren ausgewechselt wer-
den, weil die Wande der Woh-
nung durch die von der Beklag-
ten beschlossenen und durchge-
fihrten SanierungsmaRnahme
an den Kellerwanden breiter
geworden waren und die alten
Tiren nicht mehr passten.
Schuldner dieses Anspruchs sei
der teilrechtsfahige Verband,
mithin die Beklagte.

Entsprechendes gelte fir den
Aufwendungen zum Ersatz der
Wohnungseingangstiire. Dieser
Anspruch griinde indessen nicht
auf § 14 Nr. 4 WEG, weil es sich
insoweit um Gemeinschaftsei-
gentum und nicht um Sonderei-
gentum handele (BGH-Urteil
vom 25.10.2013, V ZR 212/12 -
ZIV 2013, 87). Es kdme aber ein
Anspruch auf Aufwendungser-
satz aus Geschaftsfihrung ohne
Auftrag nach §§ 683, 670 BGB
oder ein Bereicherungsanspruch
nach §§ 684, 812 BGB in Be-
tracht. Die Wohnungseigentu-
merin habe geltend gemachte,
dass die alte Wohnungstir
infolge der Sanierung nicht
mehr gepasst habe. Die Beklagte
sei daher als BegleitmaBnahme
verpflichtet gewesen, die Woh-
nungstire auszutauschen. Der
Austausch habe daher auch dem
mutmaRBlichen Willen der Ge-
meinschaft entsprochen. Auf-
grund der Anspriiche in Bezug
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Server
Kommentar zu Text
§ 670 Ersatz von Aufwendungen
Macht der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags Aufwendungen, die er den Umständen nach für
erforderlich halten darf, so ist der Auftraggeber zum Ersatz verpflichtet.

Server
Kommentar zu Text
§ 677 Pflichten des Geschäftsführers
Wer ein Geschäft für einen anderen besorgt, ohne von ihm beauftragt oder ihm gegenüber sonst dazu berechtigt
zu sein, hat das Geschäft so zu führen, wie das Interesse des Geschäftsherrn mit Rücksicht auf dessen wirklichen
oder mutmaßlichen Willen es erfordert.
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Kommentar zu Text
§ 683 Ersatz von Aufwendungen
Entspricht die Übernahme der Geschäftsführung dem Interesse und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen
Willen des Geschäftsherrn, so kann der Geschäftsführer wie ein Beauftragter Ersatz seiner Aufwendungen
verlangen. In den Fällen des § 679 steht dieser Anspruch dem Geschäftsführer zu, auch wenn die Übernahme der
Geschäftsführung mit dem Willen des Geschäftsherrn in Widerspruch steht.
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§ 684 Herausgabe der Bereicherung
Liegen die Voraussetzungen des § 683 nicht vor, so ist der Geschäftsherr verpflichtet, dem Geschäftsführer alles,
was er durch die Geschäftsführung erlangt, nach den Vorschriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten
Bereicherung herauszugeben. Genehmigt der Geschäftsherr die Geschäftsführung, so steht dem Geschäftsführer
der in § 683 bestimmte Anspruch zu.
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§ 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten etwas ohne rechtlichen
Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche
Grund später wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.
(2) Als Leistung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Bestehens oder des Nichtbestehens eines
Schuldverhältnisses.
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§ 812 Herausgabeanspruch
(1) Wer durch die Leistung eines anderen oder in sonstiger Weise auf dessen Kosten etwas ohne rechtlichen
Grund erlangt, ist ihm zur Herausgabe verpflichtet. Diese Verpflichtung besteht auch dann, wenn der rechtliche
Grund später wegfällt oder der mit einer Leistung nach dem Inhalt des Rechtsgeschäfts bezweckte Erfolg nicht
eintritt.
(2) Als Leistung gilt auch die durch Vertrag erfolgte Anerkennung des Bestehens oder des Nichtbestehens eines
Schuldverhältnisses.
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Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
1. die im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile so instand zu halten und von diesen sowie von dem
gemeinschaftlichen Eigentum nur in solcher Weise Gebrauch zu machen, daß dadurch keinem der anderen
Wohnungseigentümer über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein
Nachteil erwächst;
2. für die Einhaltung der in Nummer 1 bezeichneten Pflichten durch Personen zu sorgen, die seinem Hausstand
oder Geschäftsbetrieb angehören oder denen er sonst die Benutzung der im Sonder- oder Miteigentum
stehenden Grundstücks- oder Gebäudeteile überläßt;
3. Einwirkungen auf die im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile und das gemeinschaftliche Eigentum zu
dulden, soweit sie auf einem nach Nummer 1, 2 zulässigen Gebrauch beruhen;
4. das Betreten und die Benutzung der im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile zu gestatten, soweit dies
zur Instandhaltung und Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums erforderlich ist; der hierdurch
entstehende Schaden ist zu ersetzen.


auf den Turentausch wurde der

Rechtsstreit wieder an das
Landgericht Hamburg zuriick-
verwiesen, um ergdnzende

tatsachliche Feststellungen zu
ermoglichen. Ergdanzend wies
der V. Zivilsenat darauf hin, dass
der Geldleistungsanspruch der
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Wohnungseigentimerin  nicht
um ihren Miteigentumsanteil zu
kiirzen sei. Die Kostenerstat-
tungsanspriiche stellten Kosten
der Verwaltung nach § 16 Abs. 7
WEG dar. Hieran sei die Woh-
nungseigentiimerin zu beteili-
gen. Dies erfolge indessen nicht

durch eine Kirzung des An-
spruchs in Hohe des Miteigen-
tumsanteils, sondern Uber die

Umlage in der WEG-
Hausgeldabrechnung  (V__ZR
246/14).

Werdender Wohnungseigentiimer mit fehlerhaftem Besitz?

Im Urteil vom 11.12.2015 setzte
sich der BGH mit der Rechtsfra-
ge auseinander, ob die von der
Rechtsprechung geschaffene
Konstruktion des werdenden
Wohnungseigentiimers hinsicht-
lich der tatbestandlichen Vo-
raussetzungen einer Uberarbei-
tung bedarf.

Der teilende Eigentimer teilte
eine Altbauimmobilie in Wohn-
eigentum auf und verkaufte die
hieraus entstandenen 5 Woh-
nungen. In den Erwerbsvertra-
gen verpflichtete sich der Eigen-
timer auch zur Sanierung der
Wohnungen. Alle Kaufer erhiel-
ten eine Auflassungsvormer-
kung im Grundbuch eingetra-
gen. Zwei der funf Wohnungen
konnten nicht termingerecht
hergestellt werden. Es wurden
daher nur drei Wohnungen an
die Kaufer Gbergeben.

Die entstandene, werdende
Wohnungseigentiimergemein-
schaft beschloss die Bildung
einer Sonderumlage sowie eines
Wirtschaftsplans. Die beiden
Eigentimer, die noch keinen
Besitz eingeraumt erhielten,
weigerten sich den Geldforde-

rungen der Gemeinschaft nach-
zukommen.

Die Klage der werdenden WEG
vor dem Amtsgericht blieb der
Erfolg versagt. Die Berufung zum
Landgericht Karlsruhe hatte
dagegen Erfolg. Das Landgericht
fihrte aus, dass die K&ufer
zahlungsverpflichtet seien, weil
sie bereits eigenmachtig Mobili-
ar in die noch nicht tbergebe-
nen Wohnungen gerdumt hat-
ten.

Die Revision der beiden Woh-
nungskdaufer zum BGH hatte
Erfolg. Der BGH fiihrte im Urteil
vom 11.12.2015 aus, dass die
werdende  Wohnungseigenti-
mergemeinschaft mit der Ein-
tragung der Auflassungsvormer-
kungen und der Ubergabe der
Wohnungen an die (brigen drei
Kaufer entstanden sei. Dies
entsprache der standigen Recht-
sprechung des BGH (BGH-
Beschluss vom 5.6.2008, V ZB
85/07, ZIV 2008, 49, BGH-Urteil
vom 11.5.2012, V ZR 196/11 —
ZIV 2012, 45, BGH-Urteil vom
24.7.2015, V ZR 275/14 — ZIV
2015, 48).

Flr die Besitzerlangung komme
es insoweit wesentlich darauf

an, dass der Erwerber den Besitz
durch Ubergabe erlangt habe.
Dies sei vorliegend in Bezug auf
die beklagten Kaufer nicht der
Fall. Vielmehr hatten diese
durch verbotene Eigenmacht
sich der Wohnung beméchtigt.
Zwar konne der Verband grund-
sitzlich von einer Ubergabe
ausgehen, wenn der Kaufer in
die erworbene Wohnung einzie-
he. In diesem Fall kénne der
Kaufer die Erflillung seiner
mitgliedschaftlichen Rechte im
Verhaltnis zum Verband nicht
unter Hinweis auf eine unter-
bliebene Ubergabe verweigern,
weil dies im Widerspruch zu
seinem eigenen Verhalten -
namlich dem Einzug in die
Wohnung — stiinde. Nur wenn
der Bautrdger seinerseits plau-
sible Griinde daflir mitteile, dass
der Einzug ohne vorherige
Ubergabe erfolgt sei, sei im
Zweifel die Grundbucheintra-
gung (als Eigentlimer) maligeb-
lich und der Bautrager weiterhin
als zahlungsverpflichteter Woh-
nungseigentiimer  anzusehen.
Da es vorliegend an dieser
Ubergabe fehle, seien die Er-
werber nicht zur Bezahlung der
Sonderumlage und der Planzah-

lungen verpflichtet (V ZR 80/15).
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(7) Zu den Kosten der Verwaltung im Sinne des Absatzes 2 gehören insbesondere Kosten eines Rechtsstreits
gemäß § 18 und der Ersatz des Schadens im Falle des § 14 Nr. 4.


Versicherungsrecht
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Abgebrannter Supermarkt und kein Geld von der Versicherung

Das Oberlandesgericht Min-
chen musste Uber die Frage
entscheiden, ob eine Vermiete-
rin den nach einem Brandfall
erlittenen  Mietausfallschaden
ersetzt bekommt. Das Gericht
verneinte dies, weil die Vermie-
terin nicht in der Lage war, zu
beweisen, dass die Mieterin den
Brandschaden nicht zu verant-
worten habe. Doch der Reihe
nach. Die Vermieterin vermiete-
te in Kiel eine Gewerbeimmobi-
lie zum Betrieb eines Super-
marktes mit einem Mietzins von
gut 19.000 € Nettokalt/Monat.
Wiéahrend der Geschaftszeiten
entziindete sich Verpackungs-
material, das sich auf mehreren
Rollwagen befand, die direkt
neben dem Supermarkt abge-
stellt waren. Der am Schadens-
tag stark wehende Wind sorgte
flir eine schnelle Ausbreitung
des Feuers und streute zudem
brennende Teile auf das Dach
des Supermarktes. Die Immobi-
lie konnte von der Feuerwehr
nicht gerettet werden. Die
Mieterin bezahlte aufgrund der
Zerstorung der Mietsache in der
Zeit vom Mai 2011 bis Oktober
2012 keine Miete. Danach
wurde das Mietverhaltnis zwi-
schen den Parteien fortgesetzt.

Die Versicherungspolice der
Feuerversicherung der Vermie-
terin enthielt folgende Klausel:

§ 12 Versicherter Mietverlust

Soweit vereinbart, ist Mietver-
lust fiir die in diesem Versiche-
rungsvertrag bezeichneten
Gebdude versichert. Mietverlust
liegt vor, soweit infolge eines
Versicherungsfalles Mieter von
Réumen gesetzlich berechtigt
sind, die Zahlungen der Miete
ganz oder teilweise zu verwei-
gern.

Auf dieser Grundlage forderte
die Vermieterin die entstande-
nen Mietausfalle von der Versi-
cherung. Diese lehnte jegliche-
Versicherungsleistung ab. Das
Landgericht Miinchen wies die
daraufhin eingereichte Klage ab.
Die Berufung zum Oberlandes-
gericht hatte keinen Erfolg. Der
Minchener Senat flihrte im
Urteil vom 7.8.2015 (25 U
546/15) aus, dass nach § 326
Abs. 1 BGB der Mieter keine
Miete mehr bezahlen miusse,
wenn die Uberlassung der
Mietsache dem  Vermieter
unmoglich geworden sei. In §
326 Abs. 2 BGB werde insoweit
von diesem Grundsatz eine
Ausnahme statuiert, wenn der
Mieter (,der Glaubiger”) an der
unmoglichen Leistung allein
oder weit Uberwiegend die
Verantwortlichkeit treffe. In
diesen Fallen sei der Mieter

weiterhin zur Zahlung von Miete
verpflichtet.

Vorliegend sei im Rahmen der
Beweisaufnahme nicht aufklar-
bar gewesen, ob die Mieterin
des Supermarktes an dem Brand
eine Verantwortlichkeit trafe.
Durch die Lagerung der brenn-
baren Materialien neben der
Wand des Supermarktes fiir
mehrere Stunden habe sie zwar
eine Gefahrenlage geschaffen.
Diese allein konnte indessen
nicht zum Schaden fihren. Ob
Mitarbeiter des Supermarktes
oder ein Dritter fahrlassig den
Brand, etwa durch eine unacht-
sam weggeworfene Zigaretten-
kippe, verursacht habe, sei nicht
mehr aufklarbar gewesen.

Somit kénne nach der Uberzeu-
gung des Gerichts die Vermiete-
rin nicht beweisen, dass die
Mieterin von der Mietzinszah-
lungspflicht befreit sei, weil sie
kein Verschulden am Brand-
schaden treffe (§ 326 Abs. 1
BGB). Dieser Nachweis sei aber
formulierte Voraussetzung der
Erstattung des Mietausfalls nach
der vereinbarten Versicherungs-
klausel. Daher sei die Versiche-
rung leistungsfrei (RuS 2016,
35).
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(2) Ist der Gläubiger für den Umstand, auf Grund dessen der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten
braucht, allein oder weit überwiegend verantwortlich oder tritt dieser vom Schuldner nicht zu vertretende
Umstand zu einer Zeit ein, zu welcher der Gläubiger im Verzug der Annahme ist, so behält der Schuldner den
Anspruch auf die Gegenleistung. Er muss sich jedoch dasjenige anrechnen lassen, was er infolge der Befreiung
von der Leistung erspart oder durch anderweitige Verwendung seiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben
böswillig unterlässt.
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(1) Braucht der Schuldner nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu leisten, entfällt der Anspruch auf die Gegenleistung;
bei einer Teilleistung findet § 441 Abs. 3 entsprechende Anwendung. Satz 1 gilt nicht, wenn der Schuldner im
Falle der nicht vertragsgemäßen Leistung die Nacherfüllung nach § 275 Abs. 1 bis 3 nicht zu erbringen braucht.
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Vertragsstrafe trotz fehlendem Vorbehalt bei der Abnahme

Im Urteil vom 5.11.2015 sprach
der BGH dem Besteller einer
Werkleistung die vereinbarte
Vertragsstrafe zu, obgleich er
sich diesen Anspruch nicht bei
der Abnahme  vorbehalten
hatte. Der Streit begann mit
einer Werklohnklage (ber gut
14.000 €, die der Unternehmer
vom Bestellter verlangte. Der
Werklohn wurde auf einem
Vertrag zur schlisselfertigen
Errichtung einer Doppelhaus-
hilfte gestitzt. Im Vertrag war
auch eine Vertragsstrafe von 0,2
% der Auftragssumme, begrenzt
auf 5% der Nettoauftragssumme
vereinbart. Der Unternehmer

In eigener Sache

kam mit der Fertigstellung
unstreitig in Verzug. Nach eini-
gen restlichen Mangelbeseiti-
gungen zog der Besteller von
der falligen Rate die Vertrags-
strafe in HOhe von rund 8.500 €
ab und bezahlte den Rest.
Wenig spater forderte der
Unternehmer den  Besteller
unter Fristsetzung auf, die
Abnahme zu erkldren. Eine
Abnahme wurde nicht erklart.

Der Unternehmer klagte restli-
chen Werklohn ein. Die Klage
hatte einschrankend Erfolg beim
Landgericht. Der  Besteller
wurde Zug um Zug gegen Besei-
tigung restlicher Mangel zur
Zahlung verurteilt. Das Landge-
richt reduzierte den ausgeurteil-
ten Betrag weiter. Im Rahmen
der Revision verfolgte der Un-
ternehmer den restlichen Werk-
lohn in Hohe der Vertragsstrafe
weiter. Die Revision hatte kei-
nen Erfolg.

Im Urteil vom 5.11.2015 fihrte
der VII. Zivilsenat aus, dass es
entgegen der Rechtsauffassung
des Berufungsgerichts dahin
stehen konne, ob es zu einer
fiktiven Abnahme nach § 640
Abs. 1 Satz 3 BGB kam und ob
eine fiktive Abnahme eine
Vertragsstrafenvorbehalt erfor-
dere, um sich die Anspriiche
hierauf zu erhalten, § 341 Abs. 3
BGB. Der Vorbehalt sei jeden-
falls dann nicht erforderlich,
wenn der Besteller wie vorlie-
gend bereits vor der Abnahme
die Aufrechnung mit der Ver-
tragsstrafe  gegenliber dem
Restwerklohn erklare. Denn
infolge der Aufrechnung sei der
Vertragsstrafenanspruch im
Wege der Erflullung bereits
erloschen, ehe die Abnahme
moglicherweise erklart wurde

(VI ZR 43/15).

Neu bei uns in der Kanzlei: Rechtsanwalt Tanneberger

Rechtsanwalt Tanneberger ist als
weiterer Anwalt in die Kanzlei

eingetreten. Herr Sven Tanneber-
ger wurde 1987 in  Frei-
berg/Sachsen geboren und ging in
Brand-Erbisdorf zur Schule. Nach
dem  Abitur und Zivildienst
studierte er in Leipzig Rechtswis-
senschaft und legte 2013 die erste
juristische Staatsprifung ab. Das
Referendariat durchlief er beim

Landgericht Dresden und legte
dort 2015 die zweite juristische
Staatsprifung ab. Herr Tanneber-
ger hat bei uns die Arbeit am
1.2.2016  aufgenommen  und
wurde am 24.2.2016 als Anwalt
zugelassen. Bald wird auch er am
Fachanwaltskurs fiir Miet- und
WEG-Recht teilnehmen, um ein
weiteres Referat der Kanzlei als
Fachanwalt zu besetzen.
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(3) Nimmt der Gläubiger die Erfüllung an, so kann er die Strafe nur verlangen, wenn er sich das Recht dazu bei
der Annahme vorbehält.
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Veranstaltungen

Verband der Immobilienverwalter Mitteldeutschland e.V.

16. Mitteldeutsches Verwalterforum

Mittwoch, 09. Marz 2016
Ramada Hotel Leipzig, Schongauer Str. 39, 04329 Leipzig

Eroffnung: Herr Dr. Joachim Nike, Geschéftsfihrender Vorstand des VdIV Mitteldeutschland e.V.

Martin KaBler
Geschéftsfuhrer Dachverband Deutscher Immobilienverwalter e.V.
Neues aus der Hauptstadt — Was bringt 2016 fiir die Verwalterbranche?

Simone Wenzler
Sachsisches Staatsministerium des Innern (SMI)
Aktuelle Entwicklungen in der sdchsischen Wohnungspolitik

Prof. Martin Haublein
Universitdt Innsbruck
Der Verwalter und der Verwaltungsbeirat — 10 Regeln zur Streitvermeidung

Herr Olaf Schénfeld
DKB Leipzig
Kontofiihrung und Kreditaufnahme fiir die WEG — was ist zu beachten?

Lutz Waszik
IBAENERGIE, Chemnitz
Warmemengenzadhler fir Warmwasser in verbundenen Anlagen — Erfahrungsbericht nach zwei Jahre Pflichteinsatz

Karin Mock, Kiel
BELFOR Deutschland GmbH
Gebé&udeschdden - Not- und SofortmaBnahmen zur Schadensminderung: Was darf oder muss der Verwalter beauftragen?

Katrin Gerlach

Kommunikationstrainerin, Leipzig

,Die Freiheit des Redens”

Warm-up-Vortrag zum Spezialseminar des VdIV Mitteldeutschland am 19.-20. April 2016

Rechtsanwalt Heinz G. Schultze
Schultze Immobilienanwalte, Leipzig
Ausgewadhlte BGH-Urteile jiingerer Zeit und ihre wichtigsten Folgewirkungen fiir die Praxis des WEG - Verwalters

Das Mietende - Abwicklung des Mietverhaltnisses

27./28.4. April 2016
Partner im Gesprach ESWiD, Mietrechtstagung in Berchtesgaden
Inhalt (Auszug):

Ministerialratin Barbara Leier, BMJV, Berlin:
Mietrechtsnovellierung 2016: Geplante Anderungen fiir Mietspiegelrecht, Modernisierungs- und Mieterh6hungsrecht

Dr. Hubert Fleindl, VRILG LG I, Miinchen:
Die verhaltensbedingte Kiindigung

Dr. Beate Flatow, Vizeprasidentin AG Kiel:
Mieterschutz bei Mietende - Sozialklausel und Vollstreckungsschutz

Prof. Dr. Friedemann Sternel, Hamburg:
Verbleibende Verpflichtungen der Vertragspartner bei Wohnungsiibergabe

Dr. Werner Hinz, RiLG Itzehoe:
Die Wohnungsabnahme

Prof. Dr. UIf P. Borstinghaus, RiAG, Gelsenkirchen:
Rechtsfolgen der direkten Weitergabe der Wohnung an den Nachmieter

Rechtsanwalt Dr. Michael Schultz, Berlin:
Abwicklung von Geschaftsraummietverhaltnissen

Prof. Dr. Arnold Lehmann-Richter, Berlin:
Mietrechtliche Fragen im Zusammenhang mit der Unterbringung von Asylsuchenden und Fliichtlingen
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Verbraucherpreisindex (VPI)

Die Liste des Verbraucherpreis-
index basiert auf dem Indexba-
sisjahr 2010. Im Februar 2013
erfolgte der Wechsel des Basis-
jahres 2005 auf 2010. Die Ande-
rung des Basisjahres findet alle 5
Jahre statt. Das statistische
Bundesamt Uberarbeitet dabei
auch die statistischen Werte der
letzten 5 Jahre. Erforderlich wird
dies vor allem aufgrund eines
nachtraglich ermittelten, gean-
derten Verbraucherverhaltens.

1.1.2003. Fur altere Zeitrdume
kann die Ermittlung der Ande-
rung vor allem dann Schwierig-
keiten bereiten, wenn die Ver-
tragsparteien in der Vergangen-
heit es versdumt haben, eine
Anpassung durchzufiihren oder
ein anderer Index verwandt
wurde. Das Statistische Bun-
desamt bietet unter dem fol-
genden Link einen Onlinerech-
ner zur Berechnung von Schwel-
lenwerten und Verdanderungsra-
ten von Wertsicherungsklauseln,

Hinsichtlich des vormals vom
Bundesamt flr Statistik ermit-
telten Index fur die Lebenshal-
tung eines 4-Personen-
Arbeitnehmer-Haushalts  wird
auf die Umrechnungsmoglich-
keit gemaR BGH-Urteil vom
4.3.2009 (XIl ZR 141/07), Z2IV
2009, 47 verwiesen.

Soweit der Vertrag noch élter ist
und/oder andere Indizes ver-
wendet wurden, berechnet das
Statistische Bundesamt gegen

Vorstehende Darstellungen die auf Verbrauchpreisindizes eine Entgelt von 30 € auch diese
beziehen sich auf Vertrage mit  basieren. Teuerungsrate.
Indexanpassung seit dem
Basis: 2010

2003 | 2004 | 2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2009 | 2010 | 2011 | 2012 | 2013 | 2014 | 2015 | 2016
Januar 89,1 |901 |91,4 |[931 |947 |974 |983 [990 |[1007 | 1028 | 1045 | 1059 | 1055 | 1061
Februar 896 |903 |91,8 |[935 |951 |978 |989 | 994 |101,3 | 1035 | 1051 | 1064 | 1065
Mérz 89,7 |906 |922 [935 |953 | 983 |987 | 999 |101,9 | 1041 | 1056 | 1067 | 107,0
April 89,4 [909 |920 [938 [958 | 981 | 988 | 1000 | 101,9 | 103,9 | 1051 | 106,5 | 107,0
Mai 892 [91,1 |922 [938 [958 | 987 |987 |999 |1019 | 1039 | 1055 | 1064 | 107,
Juni 895 |91,1 | 923 |940 [958 | 989 [990 |999 |1020 | 1037 | 1056 | 1067 | 107,0
Juli 89,7 | 91,3 |927 |[944 |93 |995 | 990 | 1001 | 1022 | 1041 | 1061 | 107,0 | 107,2
August 89,7 | 91,4 |928 [942 |92 |[992 |992 |[1002 | 1023 | 1045 | 1061 | 107,0 | 107,2
September | 89,6 | 91,2 | 929 | 939 |94 |991 [989 | 1001 | 1025 | 1046 | 1061 | 107,0 | 107,0
Oktober 896 |91,3 | 930 | 940 |96 | 989 | 989 | 1002 | 102,5 | 104,6 | 1059 | 106,7 | 107,0
November | 89,4 | 91,1 | 92,7 | 940 | 971 | 984 | 988 | 1003 | 102,7 | 104,7 | 1061 | 106,7 | 107,1
Dezember 90,1 |921 |934 |947 |977 |988 |996 | 1009 | 102,9 | 1050 | 106,5 | 106,7 | 107,0
Verzugszinssatze

Der Glaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(§ 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-

bescheid (§ 286 Abs. 1 S. 2 BGB).
Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fir die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt
ist, die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknipft, der
Schuldner die Leistung verwei-

gert oder besondere Griinde
den sofortigen Eintritt des Ver-
zugs rechtfertigen (§ 286 Abs. 2
BGB).

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
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Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der
Verbraucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,
(§ 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der Rech-
nung (notigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbrau-
cherhinweis) bzw. den Zugang
der Mahnung beweisen.

Wahrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (§ 288
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Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fir das Jahr flinf
Prozentpunkte bzw. flir Rechts-
geschafte, an denen Verbrau-
cher nicht beteiligt sind, neun
Prozentpunkte (nur bei Ent-
gelten) Uber dem Basiszinssatz
(§ 288 Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2
BGB). Diese Regelung gilt erst
seit 29.7.2014. Davor belief sich
dieser Zinssatz auf 8 %, Art. 229
§ 34 EGBGB. Ndhere Informati-
onen hierzu erhalten Sie auch in
der ZIV 2014, S. 51.

Der Basiszinssatz verdndert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grofle seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
grofle ist der Zinssatz fiir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europadischen
Zentralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden
Halbjahres (§ 247 Abs. 1S. 2, 3
BGB).

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum Basis- Ver- Entgelt Zeitraum Basiszins- | Ver- Entgelt
zins- zugs- ohne satz % zugs- | ohne
satz% | zinssatz | Verbrau- zins- Verbrau-

% cherbetei- satz % | cherbe-
ligung % teiligung
%

1.1. bis 30.6.2002 2,57 7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2009 0,12 5,12 8,12

1.7. bis 31.12.2002 2,47 7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2010 0,12 5,12 8,12

1.1. bis 30.6.2003 1,97 6,97 9,97 1.7. bis 31.12.2010 0,12 5,12 8,12

1.7. bis 31.12.2003 1,22 6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2011 0,12 5,12 8,12

1.1. bis 30.6.2004 1,14 6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37

1.7. bis 31.12.2004 1,13 6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2012 0,12 5,12 8,12

1.1. bis 30.6.2005 1,21 6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2012 0,12 5,12 8,12

1.7. bis 31.12.2005 1,17 6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2013 -0,13 4,87 7,87

1.1. bis 30.6.2006 1,37 6,37 9,37 1.7. bis 31.12.2013 -0,38 4,62 7,62

1.7. bis 31.12.2006 1,95 6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2014 -0,63 4,37 7,37

1.1. bis 30.6.2007 2,7 7,7 10,7 1.7. bis 28.07.2014* -0,73 4,27 7,27

1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19 29.7. bis 31.12.2014* | -0,73 4,27 8,17

1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32 1.1. bis 30.6.2015 -0,83 4,17 8,27

1.7. bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19 1.7. bis 31.12.2015 -0,83 4,17 8,27

1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62 1.1. bis 30.6.2016 -0,83 4,17 8,27

* Zur Anderung siehe Text oben.
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